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Aus Gründen der besseren Lesbarkeit und Zitierfä-

higkeit wurde die bereits bestehende Formulierung 

als eigener § 14 a im Satzungstext eingefügt. Dies 

macht auch eine Änderung des Inhaltsverzeichnisses 

erforderlich. 



 
§ 1 

 
Grundsatz 

 
Die Stadt Ludwigshafen am Rhein als öffentlich-

rechtlicher Entsorgungsträger verwertet und besei-

tigt nach Maßgabe dieser Satzung als Pflichtauf-

gabe der Selbstverwaltung die in ihrem Gebiet an-

gefallenen und ihr zu überlassenden Abfälle im 

Sinne der Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- und 

Abfallgesetzes (KrW-/AbfG), der Gewerbeabfallver-

ordnung (GewAbfV) und des Landesabfallwirt-

schaftsgesetzes (LAbfWG). Sie wirkt ferner im Rah-

men der gesetzlichen Bestimmungen darauf hin, 

dass in ihrem Gebiet die Grundsätze der Kreislauf-

wirtschaft (§ 4 KrW-/AbfG) eingehalten werden und 

trägt durch Förderung der Kreislaufwirtschaft vorbild-

lich zur Schonung der natürlichen Ressourcen bei.  

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 1 

 
Grundsatz 

 
Die Stadt Ludwigshafen am Rhein als öffentlich-

rechtlicher Entsorgungsträger verwertet und beseitigt 

nach Maßgabe dieser Satzung als Pflichtaufgabe der 

Selbstverwaltung die in seinem Gebiet angefallenen 

und ihm zu überlassenden Abfälle im Sinne der Vor-

schriften des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG), 

des Elektro-/Elektronikgerätegesetzes (ElektroG), 

der Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) und des 

Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes (LKrWG). Er 

wirkt ferner darauf hin, dass in seinem Gebiet die 

Grundsätze der Kreislaufwirtschaft (§§ 6 und 7 

KrWG) eingehalten werden und trägt zur Schonung 

der natürlichen Ressourcen vorbildlich durch Förde-

rung der Kreislaufwirtschaft bei. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Neue Gesetze und neue Gesetzesbezeichnungen, 

sowie geänderte Paragraphen (Anpassungen) 



 
§ 2 

 
Förderung der Kreislaufwirtschaft, Absatzförde-

rung 
 
 
(1) Die Erzeuger und Besitzer von Abfällen sollen 

dazu beitragen, dass Abfälle möglichst vermie-

den, und nicht vermiedene Abfälle nach Mög-

lichkeit verwertet werden.  

 

(2) Die Stadt hat bei der Beschaffung von Arbeits-

materialien und Gebrauchsgütern sowie bei der 

Ausschreibung und der Vergabe öffentlicher 

Aufträge den Herstellern und Vertreibern sol-

cher Produkte den Vorzug zu geben, die 

 

1. aus Abfällen, in energiesparenden, 

schadstoffarmen, rohstoffarmen oder 

abfallarmen Produktionsverfahren oder 

aus nachwachsenden Rohstoffen her-

gestellt sind, 

2. sich durch besondere Langlebigkeit und 

Reparaturfreundlichkeit auszeichnen, o-

der 

3. umweltverträglicher als andere Produkte 

zu entsorgen sind, 

 

 
§ 2 

 
Förderung der Kreislaufwirtschaft, Absatzförde-

rung 
 
 
(1) Die Erzeuger und Besitzer von Abfällen haben 

dazu beizutragen, dass Abfälle möglichst ver-

mieden, und nicht vermeidbare Abfälle nach 

Möglichkeit verwertet werden. 

 

(2) Die Stadt wirkt bei der Gestaltung von Arbeits-

abläufen in seinen Dienststellen und Einrichtun-

gen und bei ihrem sonstigen Handeln, insbeson-

dere im Beschaffungs- und Auftragswesen und 

bei Bauvorhaben, sowie bei Veranstaltungen in 

seinen Einrichtungen und auf seinen Grundstü-

cken darauf hin, dass möglichst wenig Abfall 

entsteht.  

 
(3) Die Stadt hat bei der Beschaffung von Arbeits-

materialien und Gebrauchsgütern sowie bei der 

Ausschreibung und der Vergabe öffentlicher 

Aufträge den Herstellern und Vertreibern sol-

cher Produkte den Vorzug zu geben, die 

 

1. aus Abfällen, in energiesparenden, schad-

stoffarmen, rohstoffarmen oder abfallarmen  

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

Formulierungen an die Vorgaben des KrWG und des 

LKrWG angepasst 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

sofern die Produkte für den vorgesehenen Ver-

wendungszweck geeignet sind und dadurch 

keine unzumutbaren Mehrkosten entstehen.  

 

(3) Im Rahmen ihrer Möglichkeiten wirkt die Stadt 

ferner darauf hin, dass alle juristischen Perso-

nen des privaten Rechts, an denen sie beteiligt 

ist, in gleicher Weise verfahren.  

 

 

Produktionsverfahren oder aus nachwach-

senden Rohstoffen hergestellt sind, 

 

2. sich durch besondere Langlebigkeit und 

Reparaturfreundlichkeit auszeichnen, oder 

 

3. umweltverträglicher als andere Produkte zu 

entsorgen sind, 

 

       sofern die Produkte für den vorgesehenen Ver-

wendungszweck geeignet sind und       dadurch 

keine unzumutbaren Mehrkosten entstehen.  

 

(4) Im Rahmen ihrer Möglichkeiten wirkt die Stadt 

ferner darauf hin, dass Zweckverbände, Vereine 

und Gesellschaften des öffentlichen oder priva-

ten Rechts, an denen sie beteiligt ist, in gleicher 

Weise verfahren.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verdeutlichung der ursprünglichen Formulierung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

§ 4 

Begriffsbestimmungen  

 

(1)  Zugelassene Abfallbehältnisse im Sinne dieser 

Satzung sind: 

 

1. Genormte graue Abfallbehältnisse für Restab-

fälle, die zu beseitigen sind, mit 80 / 120 / 240 

        Liter Fassungsvermögen. 

 

2. Genormte braune Abfallbehältnisse für Bioab-

fälle, die zu verwerten sind, mit 80 / 120 / 240 

Liter Fassungsvermögen. 

 

3. Genormte blaue Abfallbehältnisse mit 120 / 240 

Liter Fassungsvermögen (für private Haushal-

tungen) und genormte blaue Abfallbehältnisse 

mit 240 / 770 / 1100 Liter Fassungsvermögen 

(für andere Herkunftsbereiche als private Haus-

haltungen) für die Sammlung von Papier, 

Pappe und Kartonagen (PPK-Fraktion zur Ver-

wertung). 

 

4. Genormte Großbehälter mit einem Fassungs-

vermögen von 770 / 1100 Liter. 

 

 
§ 4 

 
Begriffsbestimmungen  

 
 

(1) Zugelassene Abfallbehältnisse im Sinne 

dieser Satzung sind: 

 

1. Genormte graue Abfallbehältnisse für 

Restabfälle, die zu beseitigen sind, mit 80 / 

120/ 240 Liter Fassungsvermögen. 

 

2. Genormte braune Abfallbehältnisse für Bio-

abfälle, die zu verwerten sind, mit 80 / 120/ 

240 Liter Fassungsvermögen. 

 

3. Genormte blaue Abfallbehältnisse mit 120 / 

               240 Liter Fassungsvermögen (für private  

Haushaltungen) und genormte blaue Abfall-

behältnisse mit 240 / 770 / 1100 Liter Fas-

sungsvermögen (für andere Herkunftsbe-

reiche als private Haushaltungen) für die 

Sammlung von Papier, Pappe und Kartona-

gen (PPK-Fraktion zur Verwertung). 

 

4. Genormte Großbehälter mit einem  

        Fassungsvermögen von 770 / 1100 Liter. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

5. Genormte Großbehälter mit einem Fassungsver-

mögen von 4000 / 6000 Liter. 

 

6. Genormte gelbe Großbehälter für Wertstoffe für 

      Gewerbebetriebe, Institutionen und Großwohn-

anlagen mit 770 / 1100 Liter Fassungsvermö-

gen. 

 

7. Genormte private Pressbehälter mit bis zu 

14000 Liter Fassungsvermögen. 

 

8. Gelber Wertstoffsack (DSD-Wertstoffsack) für 

möglichst saubere, verwertbare Abfälle im 

Sinne der Verpackungsverordnung, wie z.B. 

Kunststoff- und Metallverpackungen, Verbund-

stoffe. 

 

9. Graue Zusatzabfallsäcke mit 90 Liter Fas-

sungsvermögen, mit der Aufschrift – Stadt  

        Ludwigshafen, Stadtreinigung -  Sie sind zu 

verwenden für außergewöhnliche Restabfall-

mengen und können bei den bekannt gemach-

ten Verkaufsstellen erworben werden. 

 

 

 

 

5. Genormte Großbehälter mit einem  

        Fassungsvermögen von 4000 / 6000 Liter. 

 

6. Genormte gelbe Tonnen für möglichst sau-

bere Leichtverpackungsabfälle (LVP) im 

Sinne des Verpackungsgesetzes, wie z.B. 

Kunststoff- und Metallverpackungen, Ver-

bundstoffe mit einem Fassungsvermögen 

von 120/240/360/770/1.100 Liter 

 

7. Genormte private Pressbehälter mit bis zu 

              14000 Liter Fassungsvermögen. 

 

8. Nur für die Stadtteile Nord/Hemshof und 

Mitte: Gelber Leichtverpackungssack (LVP- 

Sack) für möglichst saubere, verwertbare 

Abfälle im Sinne des Verpackungsgesetzes, 

wie z.B. Kunststoff – und Metallverpackun-

gen, Verbundstoffe 

 

9. Graue Zusatzrestabfallsäcke mit 90 Liter 

Fassungsvermögen, mit der Aufschrift „Ent-

sorgungsbetrieb, WBL, Wirtschaftsbetrieb 

Ludwigshafen (WBL)“. Sie sind für gelegent-

lich erhöhte Restabfallmengen zu verwen-

den und können bei den bekannt gemachten  

 
 
 
 
 
 
Änderung wegen Einführung der gelben Tonne und 

Formulierungsänderungen im VerpackG 

 

 

 

 

 

 

 

 

Änderung wegen Einführung der gelben Tonne und 

teilweisen Beibehaltung der LVP-Säcke 

 

 

 

 

 

Anpassung der Bezeichnung an die Formulierung in 

der Wertstoffinfo und Änderung der Aufschrift auf den 

Zusatzrestabfallsäcken 

 

 

 



 

Für bestimmte Wertstoffe oder Abfallarten kön-

nen von der Stadt auch andere als die unter Ab-

satz 1, Ziffer 1 bis 9 genannten Abfallbehält-

nisse bestimmt werden, wenn dies aus betriebli-

chen oder rechtlichen Gründen notwendig ist.  

 

Zur Erprobung neuer Abfallsammel – oder Ge-

bührensysteme kann die Stadt Modellversuche 

mit örtlich und zeitlich begrenzter Wirkung ein-

führen. 

 

(2) Feste Abfallbehältnisse im Sinne dieser  

        Satzung sind alle in Absatz 1 genannten  

Abfallbehältnisse, mit Ausnahme der gelben 

Wertstoffsäcke und der grauen Zusatzabfallsä-

cke. 

 

 
Verkaufsstellen erworben werden. Nur diese 

grauen Zusatzrestabfallsäcke werden durch 

den Entsorgungsbetrieb im Rahmen der 

Restabfallleerungen mitgenommen. 

 

Für bestimmte Wertstoffe oder Abfallarten kön-

nen von der Stadt auch andere als die unter Ab-

satz 1, Ziffer 1 bis 9 genannten Abfallbehältnisse 

bestimmt werden, wenn dies aus betrieblichen 

oder rechtlichen Gründen notwendig ist.  

 

Zur Erprobung neuer Abfallsammel- oder Gebüh-

rensysteme kann die Stadt Modellversuche mit 

örtlich und zeitlich begrenzter Wirkung einführen. 

 

(2) Feste Abfallbehältnisse im Sinne dieser Satzung 

       sind alle in Absatz 1 genannten Abfallbehält-

nisse, mit Ausnahme der gelben Leichtverpa-

ckungssäcke und der grauen Zusatzrestabfall-

säcke. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

Hinweis zur Klarheit und Rechtssicherheit 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anpassung der genauen Säcke-Bezeichnung  



 
§ 5 

Abfallarten 
 

 
(2) Gewerbliche Siedlungsabfälle sind Sied-   

       lungsabfälle aus anderen Herkunftsbereichen 

als privaten Haushaltungen, die in Kapitel 20 

der Anlage der Verordnung über das Europäi-

sche Abfallverzeichnis vom 10.12.2001 

       (BGBl. I S. 3379), zuletzt geändert durch das 

       Gesetz zur Vereinfachung der abfallrechtlichen 

       Überwachung vom 15.07.2006 (BGBl. I S.  

       1619, berichtigt in BGBl. I 2007, S. 2316), in  

       der jeweils gültigen Fassung, aufgeführt sind,   

       insbesondere 

 

a) gewerbliche und industrielle Abfälle, die Ab-

fällen aus privaten Haushaltungen auf 

Grund ihrer Beschaffenheit oder Zusam-

mensetzung ähnlich sind, sowie 

 

b) Abfälle aus privaten und öffentlichen Ein-

richtungen (z.B. Behörden, Kirchen, Verei-

nen, Einrichtungen öffentlicher Körper-

schaften oder vergleichbare Einrichtungen) 

mit Ausnahme der in Absatz 1 genannten 

Abfälle. 

 

 
§ 5 

Abfallarten 
 
 
 (2) Gewerbliche Siedlungsabfälle sind Sied-

lungsabfälle aus anderen Herkunftsberei-

chen als privaten Haushaltungen, die in Ka-

pitel 20 der Anlage der Verordnung über das 

Europäische Abfallverzeichnis vom 

10.12.2001 (BGBl. I S.   3379), zuletzt geän-

dert durch Artikel 1 der Verordnung vom 30. 

Juni 2020 (BGBl. I S. 3005) in der jeweils gül-

tigen Fassung, aufgeführt sind, insbesondere 

 

a) gewerbliche und industrielle Abfälle, die 

Abfällen aus privaten Haushaltungen auf 

Grund ihrer Beschaffenheit oder Zusam-

mensetzung ähnlich sind, sowie 

 

b) Abfälle aus privaten und öffentlichen Ein-

richtungen (z.B. Behörden, Kirchen, Ver-

einen, Einrichtungen öffentlicher Körper-

schaften oder vergleichbare Einrichtun-

gen) mit Ausnahme der in Absatz 1 ge-

nannten Abfälle. 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung wegen Gesetzesänderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

(12)  Problemabfälle sind die üblicherweise anfal-

lenden schadstoffhaltigen Abfälle aus Haushal-

tungen, die im Rahmen der Verwertung oder 

Beseitigung Nachteile für Personen, Umwelt, 

Anlagen oder Verwertungsprodukte hervorru-

fen können, insbesondere Pflanzenschutz- und 

Schädlingsbekämpfungsmittel, öl-  und lösemit-

telhaltige Stoffe, Farben, Lacke, Desinfektions- 

und Holzschutzmittel, Chemikalienreste, Batte-

rien, Akkumulatoren, Spraydosen, asbestfaser-

haltige Abfälle, Leuchtstofflampen, Salze, Säu-

ren und Laugen. Haushaltsüblich im Sinne die-

ser Satzung sind Gesamtmengen bis 50 kg 

bzw. Liter pro Haushalt und Jahr. 

 

 

 

 

(13)  Sonderabfälle sind gefährliche Abfälle im 

Sinne des § 8 Abs. 2 Ziff. 1 und 2 LAbfWG, für 

die die Stadt gem. § 4 Abs. 3 Satz 2 LAbfWG 

zur Annahme verpflichtet ist, soweit sie in 

haushaltsüblichen Mengen überlassen werden. 

Als haushaltsüblich gilt die gleiche Regelung 

wie bei den Problemabfällen. 

 
 

 
 

(12)  Problemabfälle im Sinne dieser Satzung sind 

die in privaten Haushaltungen (§ 8 Abs. 2 Nr. 3 

LKrWG) üblicherweise anfallenden gefährli-

chen Abfälle nach § 3 Abs. 5 Satz 1 KrWG, die 

im Rahmen der Verwertung oder Beseitigung 

Nachteile für Personen, Umwelt, Anlagen oder 

Verwertungsprodukte hervorrufen können, ins-

besondere Pflanzenschutz- und Schädlingsbe-

kämpfungsmittel, öl-  und löse- mittelhal-

tige Stoffe, Farben, Lacke, Desinfektions- und 

Holzschutzmittel, Chemikalienreste, Batterien, 

Akkumulatoren, Spraydosen, asbestfaserhal-

tige Abfälle, Leuchtstofflampen, Energiespar-

lampen, Salze, Säuren und Laugen. Haushalts-

üblich im Sinne dieser Satzung sind Gesamt-

mengen bis 50 kg bzw. Liter pro Haushalt und 

Jahr. 

 
(13) Sonderabfälle sind gefährliche Abfälle im 

Sinne des § 8 Abs. 2 Nr. 1 und 2 LKrWG, für die 

die Stadt gemäß § 4 Abs. 3 LKrWG zur An-

nahme verpflichtet ist, soweit sie in haushalts-

üblichen Mengen überlassen werden.  Als 

haushaltsüblich gilt die gleiche Regelung wie 

bei den Problemabfällen. 

 
 

 
 
 Anpassung an aktuellen Gesetzestext des KrWG  

 und LKrWG 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ergänzung, da Energiesparlampen inzwischen 

Thema wurden 

 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung wegen neuem Gesetz (LKrWG) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
(16)   Verpackungen im Sinne dieser Satzung und 

der Verpackungsverordnung sind Verkaufsver-

packungen, Umverpackungen und Transport-

verpackungen. 

 
 

 
(16) Verpackungen im Sinne dieser Satzung und 

des Verpackungsgesetzes sind Verkaufsverpa-

ckungen, Serviceverpackungen, Versandverpa-

ckungen, Umverpackungen und Transportverpa-

ckungen. 

 

 
 
 
Anpassung an Formulierungsänderungen im  

VerpackG 

 

§ 6 

Umfang der Verwertungs- und 

Beseitigungspflicht 

 

(1)  Die Pflicht der Stadt zur Abfallentsorgung um-

fasst die Verwertung und die Beseitigung von 

Abfällen aus privaten Haushaltungen und von 

zur Beseitigung zu überlassenden Abfällen aus 

anderen Herkunftsbereichen.  

§ 15 Abs. 1 Satz 2 und § 13 Abs. 1 Satz 2 KrW-

/AbfG, sowie § 9 Abs. 4 ElektroG bleiben unbe-

rührt. Maßnahmen der Abfallentsorgung sind 

das Sammeln, Einsammeln durch Hol- und 

Bringsysteme, Befördern, Lagern und Behan-

deln von Abfällen. Abfälle werden so eingesam-

melt, dass die Möglichkeiten zur vorrangigen 

Abfallverwertung genutzt werden können. Sie 

sind zur Verwertung und Beseitigung getrennt 

zu überlassen. 

 

 
 

§ 6 

Umfang der Verwertungs- und 

Beseitigungspflicht 

 
      

(1) Die Pflicht der Stadt zur Abfallentsorgung 

umfasst die Verwertung und die Beseitigung 

von Abfällen aus privaten Haushaltungen 

und von zur Beseitigung zu überlassenden 

Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen.  

 § 20 Abs. S. 2 und § 17 Abs. 1 S. 2 KrWG, 

sowie § 13 ElektroG bleiben unberührt. 

Maßnahmen der Abfallentsorgung sind das 

Sammeln, Einsammeln durch Hol- und 

Bringsysteme, Befördern, Lagern und Be-

handeln von Abfällen. Abfälle werden so 

eingesammelt, dass die Möglichkeiten zur 

vorrangigen Abfallverwertung genutzt wer-

den können. Sie sind zur Verwertung und 

Beseitigung getrennt zu überlassen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung wegen neuem Gesetz und neuen  

Paragraphen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

(2) Die Stadt verwertet und beseitigt im Rahmen 

des Absatzes 1 alle Abfälle mit 

 Ausnahme 

 

1.  der in § 2 Abs. 2 KrW-/AbfG genannten 

    Stoffe und Abfälle, 

2.   der Abfälle, die gem. § 13 Abs. 3 KrW-/   

    AbfG nicht der Überlassungspflicht unter-  

    liegen, 

3. der Abfälle, die nach Maßgabe der Ersten 

      Landesverordnung zur Durchführung des 

     Abfallbeseitigungsgesetzes vom   

     04.07.1974 (GVBl. S. 344) in der Fassung 

     vom 22.08.1985 (GVBl. S. 202) außerhalb  

     zugelassener Anlagen beseitigt werden, 

4. von Abfällen, die gem. § 8 Abs. 4 LAbfWG 

     der Zentralen Stelle für Sonderabfälle anzu-

dienen sind und gem. § 4 Abs. 4 LAbfWG 

nicht der Entsorgungspflicht der Stadt un-

terliegen, 

5. von Abfällen (z.B. Tierkörper, Abfälle aus  

     medizinischen Bereichen, Speiseabfälle  

     aus Kantinen, Gaststätten), die aufgrund  

     anderer Rechtsvorschriften nach deren be-  

     sonderen Vorgaben entsorgt werden  

     müssen. 

 
 

(2) Die Stadt verwertet und beseitigt im Rahmen 

des Absatzes 1 alle Abfälle mit 

        Ausnahme 

 

1. der in § 2 Abs. 2 KrWG genannten Stoffe 

und Abfälle, 

2. der Abfälle, die gem. § 17 Abs. 2 KrWG nicht 

der Überlassungspflicht unterliegen, 

3. der Abfälle, die nach Maßgabe der Landes-

verordnung über die Verbrennung pflanzli-

cher Abfälle außerhalb von Abfallbeseiti-

gungsanlagen vom 04.07.1974 (GVBl. S. 

344) in der jeweils gültigen Fassung besei-

tigt werden, 

4. von Abfällen, die gem. § 8 Abs. 4 LKrWG der 

Zentralen Stelle für Sonderabfälle anzudie-

nen sind und gemäß § 4 Abs. 4 LKrWG nicht 

der Entsorgungspflicht der Stadt unterlie-

gen, 

5.  von Abfällen (z.B. Tierkörper, Abfälle aus 

medizinischen Bereichen, Speiseabfälle aus 

Kantinen, Gaststätten), die aufgrund ande-

rer Rechtsvorschriften nach deren besonde-

ren Vorgaben entsorgt werden müssen. 

(z.B. Verbrennung oder besondere Behand-

lung) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung wegen neuem Gesetz und neuen  

Paragraphen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung wegen neuem Gesetz  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Klarstellung, Erläuterung 
 
 



 

6. Autowracks und Schredderabfälle aus  

  Autoverwertungen. 

7. Abfälle aus Massentierhaltungen, Fäkalien 

und Stalldung. 

 

Die Stadt ist berechtigt, auf Kosten des Abfall-

erzeugers oder Abfallbesitzers einen Nachweis 

darüber zu verlangen, dass es sich nicht um 

von der Entsorgungspflicht ausgenommene 

Stoffe handelt und dass bei Abfällen aus ande-

ren Herkunftsbereichen eine Verwertung durch 

den Erzeuger oder Besitzer nicht möglich ist. 

Solange der Nachweis nicht erbracht ist, kann 

der Abfall zurückgewiesen werden. 

 

 

(5) Von der Entsorgungspflicht ausgeschlossene 

Abfälle hat der Erzeuger/Besitzer nach den Vor-

schriften des KrW-/AbfG, des LAbfWG und die-

ser Satzung zu entsorgen. Für ihre Beförderung 

zu einer zugelassenen Entsorgungsanlage hat 

er selbst zu sorgen.   

 

 

 

 

 

6. Autowracks und Schredderabfälle aus 

Autoverwertungen. 

7. Abfälle aus Massentierhaltungen, Fäka-

lien und Stalldung. 

 
Die Stadt ist berechtigt, auf Kosten des Abfall-

erzeugers oder Abfallbesitzers einen Nachweis 

darüber zu verlangen, dass es sich nicht um 

von der Entsorgungspflicht ausgenommene 

Stoffe handelt und dass bei Abfällen aus ande-

ren Herkunftsbereichen eine Verwertung durch 

den Erzeuger oder Besitzer nicht möglich ist. 

Solange der Nachweis nicht erbracht ist, kann 

der Abfall zurückgewiesen werden. 

 
 
 
(5) Von der Entsorgungspflicht ausgeschlos-

sene Abfälle hat der Erzeuger/Besitzer nach 

den Vorschriften des KrWG, des LKrWG und 

dieser Satzung zu entsorgen. Für ihre Beför-

derung zu einer zugelassenen Entsorgungs-

anlage hat er selbst zu sorgen. 

 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Anpassung wegen neuem Gesetz (KrWG; LKrWG) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

(6) Soweit Abfälle durch die Stadt zu verwerten   

oder zu beseitigen sind, werden von der Pflicht 

         zum Einsammeln und Befördern durch die 

Stadt folgende Abfälle ausgenommen: 

        Flüssigkeiten, asbestfaserhaltige Abfälle, 

künstliche Mineralfasern, Nachtspeicheröfen, 

Autowracks und Altreifen, Erdaushub, Bau-

schutt und Straßenaufbruch, Klärschlamm, so-

wie Abfälle, die nicht in privaten Haushaltun-

gen angefallen sind und nicht in zugelassenen 

Abfallbehältnissen gesammelt werden können. 

  

 

 

        Dies gilt auch für Abfälle, die aufgrund ihrer Zu-

sammensetzung eine Gefahr für Menschen, 

Entsorgungsbehältnisse, Entsorgungsfahr-

zeuge oder Abfallentsorgungsanlagen darstel-

len können. Abfallerzeuger oder -besitzer ha-

ben für die Beförderung dieser Abfälle zu den 

hierfür bestimmten Abfallentsorgungsanlagen 

selbst zu sorgen. Auf Verlangen ist dies der 

Stadt nachzuweisen.  

 

 

 

 

(6) Soweit Abfälle durch die Stadt zu verwerten     

oder zu beseitigen sind, werden von der Pflicht 

zum Einsammeln und Befördern durch die 

Stadt folgende Abfälle ausgenommen: 

       Flüssigkeiten, asbestfaserhaltige Abfälle, 

künstliche Mineralfasern, Nachtspeicheröfen, 

Autowracks und Altreifen, Erdaushub, Bau-

schutt und Straßenaufbruch, Klärschlamm, Ab-

fälle aus Tierhaltungen (ausgenommen Klein-

tierhaltungen) sowie Abfälle, die nicht in priva-

ten Haushaltungen angefallen sind und nicht in 

zugelassenen Abfallbehältnissen gesammelt 

werden können. 

  

       Dies gilt auch für Abfälle, die aufgrund ihrer Zu-

sammensetzung eine Gefahr für Menschen, 

Entsorgungsbehältnisse, Entsorgungsfahr-

zeuge oder Abfallentsorgungs-anlagen darstel-

len können. Abfallerzeuger oder -besitzer ha-

ben für die Beförderung dieser Abfälle zu den 

hierfür bestimmten Abfallentsorgungsanlagen 

selbst zu sorgen. Auf Verlangen ist dies der 

Stadt nachzuweisen.  

        Von der Pflicht zum Sammeln und Befördern 

durch die Stadt sind außerdem diejenigen Ab-

fälle ausgenommen, die vom Abfallbesitzer zu 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Ergänzung, weitere Aufzählung zur Klarstellung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ergänzung zur Klarstellung 
 
 



 

 

den von der Stadt eingerichteten Wertstoffhö-

fen gebracht und dort bestimmungsgemäß ge-

sammelt werden.  

 
 
 
 
 

 
§ 7 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 

(5) Den Anschluss- und Benutzungspflichtigen ist 

es untersagt, auf ihren Grundstücken Anlagen 

zur Entsorgung oder teilweisen Entsorgung 

von Abfällen zu betreiben (z.B. Hausverbren-

nungsanlagen, Lagerplätze sowie Abfallver-

dichtungs- und Abfallzerkleinerungsanlagen). 

Als Anlagen in diesem Sinne gelten nicht Ein-

richtungen zur Eigenkompostierung. Als Ein-

richtungen zur Eigenkompostierung gelten 

ortsfeste Komposter oder Kompostplätze. 

Ebenso fallen Gartenhäcksler zum Zerkleinern 

von Grünabfällen nicht unter dieses Verbot.  

 

 
§ 7 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 

(5) Den Anschluss- und Benutzungspflichtigen ist es 

untersagt, auf ihren Grundstücken Anlagen zur 

Entsorgung oder teilweisen Entsorgung von Ab-

fällen zu betreiben (z.B. Hausverbrennungsanla-

gen, Lagerplätze sowie Abfallzerkleinerungs- 

und Verpressungsanlagen). Als Anlagen in die-

sem Sinne gelten nicht Einrichtungen zur Eigen-

kompostierung. Als Einrichtungen zur fachge-

rechten Eigenkompostierung gelten ortsfeste 

Komposter oder Kompostplätze. Ebenso fallen 

Gartenhäcksler zum Zerkleinern von Grünabfäl-

len nicht unter dieses Verbot.  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ergänzungen zur Klarheit 
 
 
 
 
Ergänzung zur Verdeutlichung, dass es eine fachge-
rechte Eigenkompostierung sein muss 

 

§ 8 

Überlassung der Abfälle 

 

(2) Abfälle zur Verwertung sind wie folgt getrennt 

zu überlassen: 

- Bioabfälle in braunen Abfallbehältnissen 

 

 

§ 8 

Überlassung der Abfälle 

 

(2)  Abfälle zur Verwertung sind wie folgt getrennt zu 

überlassen: 

- Bioabfälle in braunen Abfallbehältnissen 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

- Grünabfälle in kompostierbaren Säcken oder 

gebündelt oder auf den Wertstoffhöfen 

- Papier/Pappe/Kartonagen in blauen Abfallbe-

hältnissen oder gebündelt  

- Wertstoffe, für die das Duale System Deutsch-

land –DSD- (Grüner Punkt) die Entsorgung 

übernommen hat, in den zur Verfügung gestell-

ten „gelben“ Säcken 

- Sperrige Abfälle und Metallschrott durch Be-

reitstellen an den vereinbarten Abfuhrterminen 

am Straßenrand oder Anlieferung auf den 

Wertstoffhöfen 

- Elektroschrott (Klein- und Großgeräte, Kabel 

u.ä. gemäß dem Elektro- und Elektronikgeräte-

gesetz) durch Bereitstellen bei den vereinbar-

ten Abfuhrterminen für Sperrabfall oder Anlie-

ferung auf den Wertstoffhöfen 

- Altglas haben die Abfallbesitzer zu den von der 

Stadt oder im Auftrag der Stadt aufgestellten 

Altglassammelbehälter zu bringen.  

 

 

 

 

 

 

 

- Grünabfälle in kompostierbaren Säcken (z.B. 

kostenbewehrte Jutesäcke der Stadt) oder ge-

bündelt oder auf den Wertstoffhöfen 

- Papier/Pappe/Kartonagen in blauen Abfallbe-

hältnissen oder gebündelt  

- Leichtverpackungen, für die das Duale System 

Deutschland -DSD- die Entsorgung übernom-

men hat, in den zur Verfügung gestellten gelben 

Tonnen; in den Stadtteilen Nord/Hemshof und 

Mitte in den zur Verfügung gestellten gelben 

Leichtverpackungssäcken (LVP- Säcke) 

- Sperrige Abfälle und Metallschrott durch Bereit-

stellen an den vereinbarten Abfuhrterminen am 

Straßenrand oder Anlieferung auf den Wert-

stoffhöfen 

- Elektroschrott (Klein- und Großgeräte, Kabel 

u.ä. gemäß dem Elektro- und Elektronikgeräte-

gesetz) durch Bereitstellen bei den vereinbar-

ten Abfuhrterminen für Sperrabfall oder Anliefe-

rung auf den Wertstoffhöfen 

- Altglas haben die Abfallbesitzer zu den im 

Stadtgebiet aufgestellten, nach Farben ge-

trennten, Altglassammelbehältern (Depotcon-

tainer) zu bringen. 

 

 

 
 
Ergänzung zur näheren Erläuterung/Aufzeigen der 

Möglichkeit 

 

 

 

 

Änderung wegen Einführung der gelben Tonne und  

Anpassung der genauen Säcke-Bezeichnung 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung an die tatsächlichen Begebenheiten und 

den Sprachgebrauch 

 
 
 
 



 

 

 

 

 

 

 

(4) Problemabfälle aus Haushaltungen (§ 5 Abs. 12) 

sind bei der stationären Sammelstelle für Prob-

lemabfälle oder beim Umweltbus anzuliefern. 

Kleinmengen von Problemabfällen (bis zu 500 

kg jährlich) aus Gewerbebetrieben können vom 

Abfallerzeuger gegen Gebühr bei der stationä-

ren Sammelstelle für Problemabfälle abgeliefert 

werden. Problemabfälle dürfen nicht in Abfallbe-

hältnisse, Wertstoffbehälter oder Wertstoffsäcke 

eingefüllt und nicht zur Sperrabfallabfuhr bereit-

gestellt werden. Die Bestimmungen der Altölver-

ordnung bleiben unberührt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

- Bau- und Abbruchabfälle: Die Getrennthaltung 

sowie die Anforderungen an deren Vorbehand-

lung richten sich nach den Vorgaben des § 8 

der Gewerbeabfallverordnung  

 

 

(4) Problemabfälle aus Haushaltungen (§ 5 Abs. 12) 

sind bei der stationären Sammelstelle für Prob-

lemabfälle oder beim Schadstoff-/Umweltmobil 

anzuliefern. Kleinmengen von Problemabfällen 

(bis zu 500 kg jährlich) aus Gewerbebetrieben 

können vom Abfallerzeuger gegen Gebühr bei 

der stationären Sammelstelle für Problemabfälle 

abgeliefert werden. Problemabfälle dürfen nicht 

in Abfallbehältnisse, Wertstoffbehälter oder 

Leichtverpackungssäcke eingefüllt und nicht zur 

Sperrabfallabfuhr bereitgestellt werden. Die 

Bestimmungen der Altölverordnung bleiben un-

berührt.  

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
Ergänzung aufgrund der Bestimmungen der  

GewAbfV 

 
 
 
 
 
 

 
Anpassung der Begrifflichkeiten/Klarstellung 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
Anpassung der genauen Säcke-Bezeichnung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

§ 9 

Ausnahmen von Überlassungspflichten 

 

(1) Wer gem. § 13 Abs. 1 Satz 1 KrW-/AbfG eine 

ordnungsgemäße und schadlose Abfallverwer-

tung vornimmt, ist zur Überlassung dieser Ab-

fälle nicht verpflichtet. In diesem Fall ist ein 

entsprechender Nachweis gegenüber der 

Stadt zu führen.  

 

 

§ 9 

Ausnahmen von Überlassungspflichten 

 

(1) Wer gemäß § 17 Abs. 1 Satz 1 KrWG eine ord-

nungsgemäße und schadlose Abfallverwertung 

vornimmt, ist zur Überlassung dieser Abfälle nicht 

verpflichtet. In diesem Fall ist ein entsprechender 

Nachweis gegenüber der Stadt zu führen.  

 
 
 
 
 
 
Anpassung wegen neuem Gesetz und neuem  

Paragraph 

 

  
§ 12 

Anzeige- und Auskunftspflichten, Nachweis- und 

Duldungspflichten, Betretungsrecht 

 
(3) Die Eigentümer und Besitzer von Grundstü-

cken, auf denen überlassungspflichtige Abfälle 

anfallen, sind verpflichtet, das Aufstellen not-

wendiger Behältnisse zur Erfassung sowie das 

Betreten des Grundstückes zum Zwecke des 

Einsammelns und zur Überwachung der Ge-

trennthaltung und Verwertung von Abfällen zu 

dulden (§ 14 Abs. 1 KrW-/AbfG). 

 

 

 

 
§ 12 

Anzeige- und Auskunftspflichten, Nachweis- und 

Duldungspflichten, Betretungsrecht 

 

(3) Die Eigentümer und Besitzer von Grundstü-

cken, auf denen überlassungspflichtige Abfälle 

anfallen, sind verpflichtet, das Aufstellen not-

wendiger Behältnisse zur Erfassung sowie das 

Betreten des Grundstückes zum Zwecke des 

Einsammelns und zur Überwachung der Ge-

trennthaltung und Verwertung von Abfällen zu 

dulden (§ 19 Abs. 1 KrWG). 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung wegen neuem Gesetz und neuem  

Paragraph 

 
 
 
 
 



 

(4) Soweit es die Überwachung der Überlassungs-

pflicht erfordert, kann die Stadt Auskunft ver-

langen, das Grundstück betreten und Einsicht 

in die Unterlagen nach § 40 Abs. 2 KrW-/AbfG 

nehmen (§ 28 Abs. 1 LAbfWG). 

 

 

 

(4) Soweit es die Überwachung der abfallrechtlichen 

Verpflichtungen, sowie insbesondere der Über-

lassungspflicht erfordert, kann die Stadt Auskunft 

verlangen, das Grundstück betreten und Einsicht 

in die Unterlagen nach § 47 Abs. 3 KrWG neh-

men. (§ 13 Abs. 2 LKrWG) 

 

 
 

Ergänzung der Formulierung und Anpassung wegen 

neuem Gesetz  

 

Anpassung wegen neuem Gesetz und neuen  

Paragraphen 

 
§ 13 

Abfallberatung 

 

(1) Als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger ist 

die Stadt im Rahmen der ihr übertragenen Auf-

gabe in Selbstverwaltung zur Information und 

Beratung über die Möglichkeiten der Vermei-

dung, Verwertung und Beseitigung von Abfäl-

len verpflichtet (§ 38 Abs. 1 Satz 1 KrW-/ 

AbfG). 

 

(2) Die Stadt hat deshalb eine Beratungsstelle ein-

gerichtet, bei der Abfallerzeuger bzw. Abfallbe-

sitzer über die Vermeidung, Verwertung und 

       Beseitigung der bei ihnen anfallenden Abfälle 

informiert und beraten werden. 

 

 

 

 
§ 13 

Abfallberatung 
 

 

(1) Als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger ist 

die Stadt im Rahmen der ihr übertragenen Auf-

gabe in Selbstverwaltung zur Information und 

Beratung über die Möglichkeiten der Vermei-

dung, Weiterverwendung, Verwertung und Be-

seitigung von Abfällen verpflichtet (§ 46 Abs. 1 

Satz 1 KrWG). 

 

(2) Die Stadt hat deshalb eine Beratungsstelle ein-

gerichtet, bei der Abfallerzeuger bzw. Abfallbe-

sitzer über die Vermeidung, Weiterverwen-

dung, Verwertung und Beseitigung der bei 

ihnen anfallenden Abfälle informiert und bera-

ten werden. 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ergänzung wegen neuer Gesetzeslage und Anpas-

sung wegen neuem Gesetz und neuem Paragraph 

 
 
 
 
 
 
Ergänzung wegen neuer Gesetzeslage 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
§ 14 

Vorhalten und Benutzen der Abfallbehälter 

 

(1) Die Stadt stellt dem Anschlusspflichtigen für je-

des anschlusspflichtige Grundstück die zur 

Aufnahme des zu entsorgenden Abfalls vorge-

schriebenen festen Abfallbehältnisse mit un-

verwechselbarer Kennzeichnung (Adressauf-

kleber, Transponder) zur Verfügung. Ausge-

nommen sind die privaten Pressbehälter. Die 

Stadt bestimmt Zahl, Volumen und Art der auf-

zustellenden Behälter unter Berücksichtigung 

der durchschnittlich auf dem Grundstück anfal-

lenden Abfälle. Ein Anspruch auf eine be-

stimmte Behälterart besteht nicht. Auf jedem 

anschlusspflichtigen Grundstück ist ein ausrei-

chendes Behältervolumen gemäß § 6 Abs. 1 

entsprechend der zu überlassenden Abfall-

menge vorzuhalten. Die Behälterkapazität für 

Restabfall pro Woche wird unter Zugrundle-

gung eines Regelvorhaltevolumens von 15 Li-

tern/Ew/Woche ermittelt. Es ist jedoch mindes-

tens ein Restabfallbehälter mit einem Gefäßvo-

lumen von 80 Litern vorzuhalten.  

 

 

 

 
§ 14 

Vorhalten und Benutzen der Abfallbehälter 
 

 
(1) Die Stadt stellt dem Anschlusspflichtigen für je-

des anschlusspflichtige Grundstück die zur Auf-

nahme des zu entsorgenden Abfalls vorgeschrie-

benen festen Abfallbehältnisse mit unverwech-

selbarer Kennzeichnung (Adressaufkleber, 

Transponder) zur Verfügung. Ausgenommen 

sind die privaten Pressbehälter. Die Stadt be-

stimmt Zahl, Volumen und Art der aufzustellen-

den Behälter unter Berücksichtigung der durch-

schnittlich auf dem Grundstück anfallenden Ab-

fälle. Ein Anspruch auf eine bestimmte Behälter-

art besteht nicht. Auf jedem anschlusspflichtigen 

Grundstück ist ein ausreichendes Behältervolu-

men gemäß § 6 Abs. 1 entsprechend der zu über-

lassenden Abfallmenge vorzuhalten.  

Die Behälterkapazität für Restabfall pro Woche 

wird unter Zugrundlegung eines Regelvorhalte-

volumens von 15 Litern/Ew/Woche ermittelt. Es 

ist jedoch mindestens ein Restabfallbehälter mit 

einem Gefäßvolumen von 80 Litern vorzuhalten. 

Ein gleichgroßes Behältnis ist für Bioabfälle vor-

zuhalten.  

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ergänzung wegen Festlegung der (Mindest-)Größe 

des Bioabfallbehälters 

 
 
 



 

Die Bestimmung der vorzuhaltenden Behälter-

größe erfolgt nach Prüfung der Plausibilität der 

vom Anschlusspflichtigen schriftlich vorzule-

genden Daten und Unterlagen (§ 12 Abs. 1 

und 2). 

 

Wird festgestellt, dass die vorhandenen festen 

Abfallbehältnisse für die Aufnahme des regel-

mäßigen Abfalls nicht ausreichen und sind zu-

sätzliche Abfallbehältnisse nicht beantragt wor-

den, so haben die Anschlusspflichtigen nach 

schriftlicher Aufforderung durch die Stadtver-

waltung die erforderlichen zusätzlichen Abfall-

behältnisse entgegenzunehmen und zu benut-

zen. Die Stadtverwaltung kann auch, anstatt 

zusätzlicher Abfallbehältnisse anzuordnen, den 

bestehenden Entleerungsrhythmus anpassen 

und gegebenenfalls verkürzen. 

 

(4) Abfälle zur Beseitigung und Abfälle zur Ver-

wertung müssen getrennt in die zur Verfügung 

gestellten Abfallbehältnisse entsprechend de-

ren Zweckbestimmung eingefüllt werden; aus-

genommen sind Abfälle, die wegen ihrer Art 

und Größe nicht in diesen Behältnissen unter-

gebracht werden können oder dürfen. 

 

Die Bestimmung der vorzuhaltenden Behälter-

größe erfolgt nach Prüfung der Plausibilität der 

vom Anschlusspflichtigen schriftlich vorzulegen-

den Daten und Unterlagen (§ 12 Abs. 1 und 2). 

 

 

Wird festgestellt, dass die vorhandenen festen 

Abfallbehältnisse für die Aufnahme des regelmä-

ßigen Abfalls nicht ausreichen und sind zusätzli-

che Abfallbehältnisse nicht beantragt worden, so 

haben die Anschlusspflichtigen nach schriftlicher 

Aufforderung durch die Stadtverwaltung die er-

forderlichen zusätzlichen Abfallbehältnisse ent-

gegenzunehmen und zu benutzen. Die Stadtver-

waltung kann auch, anstatt zusätzlicher Abfallbe-

hältnisse anzuordnen, den bestehenden Entlee-

rungsrhythmus anpassen und gegebenenfalls 

verkürzen. 

 

(4) Abfälle zur Beseitigung und Abfälle zur Verwer-

tung müssen getrennt in die zur Verfügung ge-

stellten Abfallbehältnisse und Leichtverpa-

ckungssäcke (nur in den Stadtteilen Nord/Hems-

hof und Mitte) entsprechend deren Zweckbestim-

mung eingefüllt werden; ausgenommen sind  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Änderung wegen Einführung gelbe Tonne bzw.  

Beibehaltung der LVP-Säcke 

 
 
 
 



 

 
 
 
 

(10) Für die Sammlung von Abfällen dürfen nur die 

in § 4 Abs. 1 und 2 zugelassenen Abfallbehält-

nisse verwendet werden. Es sei denn, die Ab-

fallwirtschaftssatzung lässt den Gebrauch an-

derer Behältnisse zu. Die auf den zugelasse-

nen Abfallbehältnissen aufgedruckten oder an-

derweitig bekannt gemachten Verwendungs-

vorschriften sind zu beachten. 

 
 
(12) Für die Sammlung von Abfällen, insbesondere 

wenn diese vorübergehend verstärkt anfallen, 

dürfen neben den zugelassenen festen Abfall-

behältnissen nur die für den einmaligen Ge-

brauch bestimmten grauen Abfallsäcke mit der 

Aufschrift –Stadt Ludwigshafen, Stadtreinigung 

-, verwendet werden. 

 
 
 
 
 
 
 

 

Abfälle, die wegen ihrer Art und Größe nicht in 

diesen Behältnissen untergebracht werden kön-

nen oder dürfen. 

 

(10) Für die Sammlung von Abfällen dürfen nur die 

in § 4 Abs. 1 zugelassenen Abfallbehältnisse 

verwendet werden. Es sei denn, die Abfallwirt-

schaftssatzung lässt den Gebrauch anderer 

Behältnisse zu. Die auf den zugelassenen Ab-

fallbehältnissen aufgedruckten oder anderwei-

tig bekannt gemachten Verwendungsvorschrif-

ten sind zu beachten. 

 

 

(12)  Für die Sammlung von Restabfallmengen, ins-

besondere wenn diese gelegentlich erhöht an-

fallen, dürfen neben den zugelassenen festen 

Abfallbehältnissen nur die für den einmaligen 

Gebrauch bestimmten grauen Zusatzrestabfall-

säcke mit der Aufschrift „Entsorgungsbetrieb, 

WBL, Wirtschaftsbetrieb Ludwigshafen (WBL)“, 

verwendet werden. 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Änderung wegen Einführung gelbe Tonne 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Genauere Formulierung und Anpassung des  

Satzungstextes an die tatsächlichen Begebenheiten 

(Aufschrift hat sich geändert) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Regelungen für Anfallstellen von überlassungs-
pflichtigen Abfällen aus anderen Herkunftsberei-
chen als Privathaushaltungen 
 
 

(I) Für anschlusspflichtige andere Grundstücke 

(Anfallstellen von gewerblichen Siedlungsab-

fällen zur Beseitigung) ist ein ausreichendes 

Behältervolumen gem. § 6 Abs. 1 entspre-

chend der zu überlassenden Abfallmenge vor-

zuhalten. Mindestens jedoch ein Behältnis mit 

einem Gefäßvolumen von 80 Liter.  Die Be-

stimmung der vorzuhaltenden Behältergröße 

erfolgt nach Prüfung der Plausibilität der vom 

Anschlusspflichtigen schriftlich vorzulegenden 

Daten und Unterlagen (§ 12 Abs. 1 und 2).  

 

Kann die Plausibilität nicht festgestellt werden, 

wird für Anfallstellen von gewerblichen Sied-

lungsabfällen zur Beseitigung die Behälterka-

pazität für Restabfall pro Woche unter Zugrun-

delegung von Einwohnergleichwerten ermittelt. 

Je Einwohnergleichwert wird ein Mindestvolu-

men von 15 Litern pro Woche zur Verfügung 

gestellt. 

 

 
 

 

§ 14 a 
Regelungen für Anfallstellen von überlassungspflich-
tigen Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen als 

Privathaushaltungen 
 

 

(1) Für anschlusspflichtige andere Grundstücke (An-

fallstellen von gewerblichen Siedlungsabfällen 

zur Beseitigung) ist ein ausreichendes Behälter-

volumen gem. § 6 Abs. 1 entsprechend der zu 

überlassenden Abfallmenge vorzuhalten. Min-

destens jedoch ein Behältnis mit einem Gefäßvo-

lumen von 80 Liter.   

      Die Bestimmung der vorzuhaltenden Behälter-

größe erfolgt nach Prüfung der Plausibilität der 

vom Anschlusspflichtigen schriftlich vorzulegen-

den Daten und Unterlagen (§ 12 Abs. 1 und 2).  

 
 

Kann die Plausibilität nicht festgestellt werden, 

wird für Anfallstellen von gewerblichen Sied-

lungsabfällen zur Beseitigung die Behälterkapa-

zität für Restabfall pro Woche unter Zugrundele-

gung von Einwohnergleichwerten ermittelt. Je 

Einwohnergleichwert wird ein Mindestvolumen 

von 15 Litern pro Woche zur Verfügung gestellt. 

 
 

 
 
 

 
Regelung in bisherigem § 14 wird gestrichen und als 

neuer Paragraph 14 a mit Ergänzungen in der  

Tabelle (Buchstabe i und j), und Anpassung im  

letzten Absatz (Streichen der Worte „Schulen“ und 

„Kindergärten“) eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 



 
 

(II) Einwohnergleichwerte werden nach 
folgender Regelung festgestellt: 

 Unterneh-
men / Insti-
tution 

je Platz /  
Beschäftig-
ten/  
Bett 

Ein-
woh-
ner-
gleich-
wert 

a) Krankenhäu-
ser, Kliniken 
und ähnliche 
Einrichtun-
gen 

je Platz 1 

b)  öffentl. Ver-
waltungen, 
Geldinstitute, 
Verbände, 
Krankenkas-
sen, Versi-
cherungen, 
selbständig 
Tätige der 
freien Be-
rufe, selb-
ständige 
Handels-, In-
dustrie und 
Versiche-
rungsvertre-
ter 

je 3 Beschäf-
tigte 

1 

c) Speisewirt-
schaften, Im-
biss-Stuben 

je Beschäf-
tigten 

4 

 
 

Einwohnergleichwerte werden nach 
folgender Regelung festgestellt: 

 
 
 
 
 
 

 Unterneh-
men / Insti-
tution 

je Platz /  
Beschäf-
tig-ten/  
Bett 

Ein- 
woh- 
ner- 
gleich- 
wert 

a) Krankenhäu-
ser, Kliniken 
und ähnliche 
Einrichtun-
gen 

je Platz 1 

b)  öffentl. Ver-
waltungen, 
Geldinstitute, 
Verbände, 
Krankenkas-
sen, Versi-
cherungen, 
selbständig 
Tätige der 
freien Be-
rufe, selb-
ständige 
Handels-, In-
dustrie und 
Versiche-
rungsvertre-
ter 

je 3 Be-
schäf-tigte 

1 

c) Speisewirt-
schaften, Im-
biss-Stuben 

je Beschäf-
tigten 

4 



 
 

 

 

 

Die Summe der Einwohnergleichwerte wird bei 

Teilwerten auf den vollen Einwohnergleichwert  

aufgerundet. 

 

 

 

 

 

d) Gaststätten-
betriebe,  die 
nur als 
Schankwirt-
schaft  kon-
zessioniert 
sind, Eisdie-
len 

je Beschäf-
tigten 

2 

e) Beherber-
gungsbe-
triebe 

je 4 Betten 1 

f) Lebensmitte-
leinzel- und 
Großhandel 

je Beschäf-
tigten 

2 

g) sonstiger 
Einzel- und 
Großhandel 

je Beschäf-
tigten 

0,5 

h) Industrie, 
Handwerk 
und übrige 
Gewerbe 

je Beschäf-
tigten 

0,5 

d) Gaststätten-
betriebe,  die 
nur als 
Schankwirt-
schaft  kon-
zessio-niert 
sind, Eisdie-
len 

je Beschäf-
tigten 

2 

e) Beherber-
gungs-be-
triebe 

je 4 Betten 1 

f) Lebensmitte-
leinzel- und 
Großhandel 

je Beschäf-
tigten 

2 

g) sonstiger 
Einzel- und 
Großhandel 

je Beschäf-
tigten 

0,5 

h) Industrie, 
Handwerk 
und übrige 
Gewerbe 

je Beschäf-
tigten 

0,5 

i) Schulen je Schüler 
und Lehrer 

0,25 

j) Kindergärten je Kind und 
Erzieher 

0,25 

 

 

Die Summe der Einwohnergleichwerte wird bei 

Teilwerten auf den vollen Einwohnergleichwert 

aufgerundet. 

 

 

 

 

 



 

Für Schulen, Kindergärten, Schwimmbäder, Ver-

eins- und Bürgerhäuser und ähnliche Einrichtun-

gen ohne ständige Bewirtschaftung werden Ein-

wohnergleichwerte festgesetzt, die sich nach der 

tatsächlichen Nutzung der Einrichtung richten. 

Ebenso wird in solchen Fällen verfahren, bei de-

nen a) bis h) keine Regelung enthält. 

 

(III) Die allgemeinen Bestimmungen des § 14 Abs. 

1 bis 13 bleiben unberührt.  

 

 

Für Schwimmbäder, Vereins- und Bürgerhäuser 

und ähnliche Einrichtungen ohne ständige Bewirt-

schaftung werden Einwohnergleichwerte festge-

setzt, die sich nach der tatsächlichen Nutzung der 

Einrichtung richten. Ebenso wird in solchen Fällen 

verfahren, bei denen a) bis j) keine Regelung ent-

hält. 

 

(2) Die allgemeinen Bestimmungen des § 14 Abs. 1 

bis 13 bleiben unberührt.  

 

 

§ 17 

Abfuhr der Abfälle 

 

(1) Die Restabfallbehälter werden ein- oder zwei-

mal wöchentlich, in Ausnahmefällen auch häu-

figer geleert. In Ortsbezirken, in denen die Bio-

tonne eingeführt ist, wird diese im Wechsel mit 

dem Restabfallgefäß 14tägig geleert. Soweit 

auf gewerblich oder industriell genutzten 

Grundstücken nachweislich keine kompostier-

baren Abfälle anfallen, gilt § 9 Abs. 2 entspre-

chend.  

 

 

 
§ 17 

Abfuhr der Abfälle 
 
 

(1) Die Restabfallbehälter werden ein- oder zweiwö-

chentlich, in Ausnahmefällen auch häufiger ge-

leert. In Ortsbezirken, in denen die Biotonne ein-

geführt ist, wird diese 14-tägig geleert. In den Mo-

naten Juni, Juli und August können die Bioabfall-

behälter wöchentlich zur Leerung bereitgestellt 

werden. Soweit auf gewerblich oder industriell 

genutzten Grundstücken nachweislich keine 

kompostierbaren Abfälle anfallen, gilt § 9 Abs. 

2 entsprechend.  

 

 
 
 
 
 
 
Anpassung an die aktuellen, tatsächlichen Begeben-

heiten 

 

Anpassung an die aktuellen, tatsächlichen Begeben-

heiten 

 

 
 
 
 
 
 
 
 



 

Restabfallbehälter werden in diesen Fällen 

mindestens einmal wöchentlich geleert. Der für 

die Abfuhr vorgesehene Wochentag wird öf-

fentlich bekannt gegeben.  

Die Stadt kann im Einzelfall oder für Abfuhrbe-

reiche einen längeren oder kürzeren Zeitraum 

für die regelmäßige Abfuhr festlegen; in diesen 

Fällen gilt Satz 5 entsprechend. Unabhängig 

davon wird zweimal im Jahr eine Grünabfallab-

fuhr durchgeführt. Die Haushaltungen werden 

über die jeweiligen Termine in geeigneter 

Weise unterrichtet. Ausgenommen von der 

Grünabfallabfuhr ist der Ortsteil Mitte. Die Ent-

sorgung erfolgt ohne gesonderte Berechnung, 

sofern die Abfälle am Abholtag am Fahrbahn-

rand bereitgestellt sind.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Restabfallbehälter werden in diesen Fällen min-

destens einmal wöchentlich geleert. Der für die 

Abfuhr vorgesehene Wochentag wird bekannt 

gegeben.  

Die Stadt kann im Einzelfall oder für Abfuhrberei-

che einen längeren oder kürzeren Zeitraum für 

die regelmäßige Abfuhr festlegen; in diesen Fäl-

len gilt Satz 5 entsprechend. Unabhängig davon 

wird zweimal im Jahr eine Grünabfallabfuhr 

durchgeführt. Von der Abfuhr ausgenommen 

sind Hecken-/ Baumschnittbündel mit einer 

Länge über 1,50 Meter, sowie Wurzelstöcke und 

Äste mit einem Durchmesser von mehr als 12 

cm. Lose Grünabfälle sind nur in verrottbaren Sä-

cken aus Jute oder Papier bereitzustellen, sofern 

sie nicht über den Bioabfallbehälter entsorgt wer-

den. Die Haushaltungen werden über die jeweili-

gen Termine in geeigneter Weise unterrichtet. 

Die Entsorgung erfolgt ohne gesonderte Berech-

nung, sofern die Abfälle am Abholtag am Fahr-

bahnrand bereitgestellt sind.  

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Klarstellung gegenüber vorheriger Fassung, da bei 

der Stadt Ludwigshafen unter öffentlicher Bekannt-

machung das Amtsblatt zu verstehen ist. Die Abfuhr-

tage werden jedoch über den Abfuhrkalender be-

kannt gegeben. 

 

 
 
 
 
 
Ergänzung, da dies aus betriebstechnischen Grün-

den erforderlich ist und die Erfahrung bei der Grün-

abfallabfuhr einen Regelbedarf erforderlich macht. 

In der Wertstoffinfo war dies bereits enthalten, jetzt 

auch rechtlich in der Satzung formuliert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

(3) In allen Ortsbezirken sind die für die jeweiligen 

Abfallarten zugelassenen festen Abfallbehält-

nisse der Größe 80 l, 120 l und 240 l von den 

nach § 7 Verpflichteten am Abfuhrtag auf dem 

Gehweg bereitzustellen und nach der Entlee-

rung unverzüglich auf das Grundstück zurück-

zustellen. Von dieser Regelung ausgenommen 

sind die Abfallgroßraumbehälter (770 Liter und 

1.100 Liter Fassungsvermögen) und die Orts-

bezirke Nördliche und Südliche Innenstadt, für 

die grundsätzlich ein Transport-Service 

(Vollservice) durchgeführt wird und eine Pflicht 

zum Anschluss an den Transportservice be-

steht, es sei denn, es handelt sich um Ver-

pflichtete der in der Anlage 1 der Satzung ge-

nannten Straßen. Die Anlage ist Bestandteil 

der Satzung. Die Verwaltung wird ermächtigt, 

in die Anlage 1 weitere Straßen aufzunehmen. 

Eine Änderung dieser Anlage der Satzung wird 

jeweils ortsüblich bekannt gemacht.  

 

 

 

 

 

 

 
(3) In allen Ortsbezirken sind die für die jeweiligen 

Abfallarten zugelassenen festen Abfallbehält-

nisse der Größe 80 l, 120 l, 240 l und 360 l von 

den nach § 7 Verpflichteten am Abfuhrtag auf 

dem Gehweg bereitzustellen und nach der Ent-

leerung unverzüglich auf das Grundstück zurück-

zustellen. Von dieser Regelung ausgenommen 

sind die Abfallgroßraumbehälter (770 Liter und 

1.100 Liter Fassungsvermögen) und die Ortsbe-

zirke Nördliche (Stadtteile Nord/ Hemshof und 

West) und Südliche Innenstadt (Stadtteile Mitte 

und Süd), für die grundsätzlich ein Transport-Ser-

vice (Vollservice) durchgeführt wird und eine 

Pflicht zum Anschluss an den Transportservice 

besteht, es sei denn, es handelt sich um Ver-

pflichtete der in der Anlage 1 der Satzung ge-

nannten Straßen. Die Anlage ist Bestandteil der 

Satzung. Die Verwaltung wird ermächtigt, in die 

Anlage 1 weitere Straßen aufzunehmen. Eine 

Änderung dieser Anlage der Satzung wird jeweils 

ortsüblich bekannt gemacht.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Anpassung wegen gelber Tonne 

 

 

 

 

 

 

 

Klarstellung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

Werden Abfallbehälter durch das Personal der 

Stadtreinigung vom Standplatz abgeholt, ent-

leert und an den Standplatz wieder zurückge-

bracht (Transport-Service/Vollservice), haben 

die Anschluss- und Benutzungspflichtigen da-

für zu sorgen, dass die Standplätze während 

der Abfuhrzeiten ungehindert zugänglich sind. 

Hinsichtlich Standplatz und Bereitstellung gel-

ten für amtlich zugelassene Restabfallsäcke 

die gleichen Regelungen. 

 

 

(4) Die zugelassenen Abfallbehältnisse sind von 

dem Überlassungspflichtigen frühestens ab 

19.00 Uhr vor dem Abholtag, spätestens bis 

6.00 Uhr am Abholtag so bereit zu stellen, 

dass das Entsorgungsfahrzeug an die Behälter 

heranfahren kann, und das Laden sowie der 

Abtransport ohne Schwierigkeiten und Zeitver-

lust möglich ist. Diese Regelung gilt für gebün-

deltes Altpapier sowie die gelben DSD-Säcke 

entsprechend. 

 

 

 

 

 

Werden Abfallbehälter durch das Personal des 

Entsorgungsbetriebes vom Standplatz abgeholt, 

entleert und an den Standplatz wieder zurückge-

bracht (Transport-Service/Vollservice), haben die 

Anschluss- und Benutzungspflichtigen dafür zu 

sorgen, dass die Standplätze während der Ab-

fuhrzeiten ungehindert zugänglich sind. Hinsicht-

lich Standplatz und Bereitstellung gelten für die 

grauen Zusatzrestabfallsäcke die gleichen Rege-

lungen. 

 

 

(4) Die zugelassenen Abfallbehältnisse sind von 

dem Überlassungspflichtigen frühestens ab 

19.00 Uhr vor dem Abholtag, spätestens bis 6.00 

Uhr am Abholtag so bereit zu stellen, dass das 

Entsorgungsfahrzeug an die Behälter heranfah-

ren kann, und das Laden sowie der Abtransport 

ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust möglich ist. 

Diese Regelung gilt für gebündeltes Altpapier, 

Grünschnitt im Zuge der Grünschnittabfuhr sowie 

die gelben Leichtverpackungssäcke (LVP- Sä-

cke) im Stadtteil Nord/Hemshof und Mitte ent-

sprechend. 

 
 

 

 

Aktualisierung der Bezeichnung 

 

 

 

 

 

 

 

genaue Bezeichnung  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ergänzung um Grünschnittabfuhr, genaue Bezeich-

nung der Säcke und Anpassung wegen gelber 

Tonne bzw. Beibehaltung der LVP-Säcke in be-

stimmten Stadtteilen 

 

 



 

(6) Behälter, die so gefüllt sind, dass sie durch die 

automatische Schüttvorrichtung des Entsor-

gungsfahrzeuges nicht angehoben werden 

können, werden nicht entleert. Abfall-/Wert-

stoffbehälter sowie Restabfall-/Wertstoffsäcke, 

die entgegen ihrer Zweckbestimmung befüllt 

sind, werden nicht entleert bzw. abgefahren.  

 

 
 

(6) Behälter, die so gefüllt sind, dass sie durch die 

automatische Schüttvorrichtung des Entsor-

gungsfahrzeuges nicht angehoben werden kön-

nen, werden nicht entleert. Abfall-/Wertstoffbe-

hälter sowie Zusatzrestabfall-/Leichtverpa-

ckungssäcke, die entgegen ihrer Zweckbestim-

mung befüllt sind, werden nicht entleert bzw. ab-

gefahren.  

 

 

 

 

 

 

genaue Bezeichnung der Säcke 

 

 

 

 

 
§ 19 

Getrennte Überlassung von Problemabfällen, 
Sonderabfällen und Elektroaltgeräten 

 
(1) Problemabfälle im Sinne des § 8 Abs. 2 Nr. 4 

LAbfWG und Sonderabfälle im Sinne des § 8 

Abs. 2 Nr. 1 und 2 LAbfWG, für die die Stadt 

nach § 4 Abs. 3 LAbfWG annahmepflichtig ist, 

sind von anderen Abfällen getrennt zu halten 

und getrennt zu überlassen. (§ 5 Abs. 12 und 

13 sind zu beachten). 

 

 

 

 

 

 

 
§ 19 

Getrennte Überlassung von Problemabfällen, 
Sonderabfällen und Elektroaltgeräten 

 
(1) Problemabfälle im Sinne des § 8 Abs. 2 Nr. 3 

LKrWG und Sonderabfälle im Sinne des § 8 

Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2 LKrWG, für die die Stadt 

nach § 4 Abs. 3 LKrWG annahmepflichtig ist, 

sind von anderen Abfällen getrennt zu halten 

und getrennt zu überlassen. (§ 5 Abs. 12 und 

13 sind zu beachten). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Anpassung wegen neuem Gesetz und neuen  

Paragraphen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

(2) Für die getrennte Überlassung der Abfälle 

nach Abs. 1 setzt die Stadt ein Sammelfahr-

zeug (Schadstoffmobil) ein und unterhält eine 

Annahmestelle auf dem Betriebsgelände des 

Bereiches Entsorgungsbetrieb und Verkehrs-

technik, in Ludwigshafen- Mundenheim, Kai-

serwörthdamm 3.  

 

(5) Die Standplätze des Schadstoffmobils sowie 

die jeweiligen Standzeiten, werden in geeigne-

ter Weise ortsüblich bekannt gemacht. 

 
 

 
 

(2) Für die getrennte Überlassung der Abfälle nach 

Abs. 1 setzt die Stadt ein Sammelfahrzeug 

(Schadstoff-/Umweltmobil) ein und unterhält 

eine Annahmestelle auf dem Betriebsgelände 

des Bereiches Entsorgungsbetrieb und Ver-

kehrstechnik, in Ludwigshafen- Mundenheim, 

Kaiserwörthdamm 3a.  

 
(5) Die Standplätze des Schadstoff-/Umweltmobils 

sowie die jeweiligen Standzeiten, werden in ge-

eigneter Weise bekannt gemacht. 

 

 

 

 

Anpassung Begrifflichkeit; Verwendung der Bezeich-

nung aus der Wertstoffinfo 

 

 

Anpassung Adresse 

 

Anpassung Begrifflichkeit 

ortsüblich würde bei der Stadt Ludwigshafen Amts-

blatt bedeuten, daher neue Formulierung 

 
§ 20 

Abfallentsorgungsanlagen, Wertstoffhöfe und 
Sammelstellen 

 

2.   Sammelstelle für Problem- und Sonderabfälle, in 

Ludwigshafen- Mundenheim, Kaiserwörthdamm 

3, auf dem Betriebsgelände des Bereiches Ent-

sorgungsbetrieb und Verkehrstechnik, 

 

 
§ 20 

Abfallentsorgungsanlagen, Wertstoffhöfe und 
Sammelstellen 

 
2. Sammelstelle für Problem- und Sonderabfälle, in 

Ludwigshafen- Mundenheim, Kaiserwörthdamm 

3a, auf dem Betriebsgelände des Bereiches Ent-

sorgungsbetrieb und Verkehrstechnik, 

 

 
 
 
 
 
 

 
 
Anpassung Adresse 

 

§ 21 

Selbstanlieferung von Abfällen 

 

(4)     § 49 KrW-/AbfG bleibt unberührt. 

 
§ 21 

Selbstanlieferung von Abfällen 
 

(4) §§ 53, 54 und 55 KrWG bleiben unberührt. 

 
 

 
 
 
 
Anpassung wegen neuem Gesetz und neuen  

Paragraphen 



 

§ 22 

Ordnungswidrigkeiten 

 

11. Problemabfälle in Abfallbehälter, Wertstoffbe-

hälter oder Wertstoffsäcke einfüllt oder zur 

Sperrabfallabfuhr bereitstellt (§ 8 Abs. 4 Satz 

3), 

 

20. die Aufstellung der für die Entsorgung erforder-

lichen Abfall- oder Wertstoffbehälter auf sei-

nem Grundstück oder das Betreten des Grund-

stückes zum Zwecke des Einsammelns und 

zur Überwachung der Getrennthaltung und 

Verwertung von Abfällen nicht duldet (§ 12 

Abs. 3), 

 

28. für die Sammlung von Abfällen, die vorüberge-

hend verstärkt anfallen, nicht die zugelassenen 

festen Abfallbehälter oder die für den einmali-

gen Gebrauch bestimmten grauen Abfallsäcke 

mit der Aufschrift – Stadt Ludwigshafen, Stadt-

reinigung – verwendet (§ 14 Abs. 12), 

 

 

 

 

 
 

§ 22 
Ordnungswidrigkeiten 

 
 
11. Problemabfälle in Abfallbehälter, Wertstoffbe-

hälter oder Leichtverpackungssäcke einfüllt o-

der zur Sperrabfallabfuhr bereitstellt (§ 8 Abs. 

4 Satz 3), 

 
 

20. die Aufstellung der für die Entsorgung erfor-

derlichen Behältnisse auf seinem Grundstück 

oder das Betreten des Grundstückes zum 

Zwecke des Einsammelns und zur Überwa-

chung der Getrennthaltung und Verwertung 

von Abfällen nicht duldet (§ 12 Abs. 3), 

 
 

 
28.  für die Sammlung von Restabfällen, die gele-

gentlich erhöht anfallen, nicht die zugelassenen 

festen Abfallbehälter oder die für den einmali-

gen Gebrauch bestimmten grauen Zusatz-

restabfallsäcke mit der Aufschrift „Entsorgungs-

betrieb, WBL, Wirtschaftsbetrieb Ludwigshafen 

(WBL)“ verwendet (§ 14 Abs. 12), 

 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

Anpassung Bezeichnung 

 

 

 

 

Anpassung (alle Behälter damit abgedeckt) 

 

 

 

 

 

 

Anpassung der Formulierung an Satzungstext 

 

 

 

Anpassung an die tatsächlichen Begebenheiten (Än-

derung der Aufschrift) und den Satzungstext 

 

 

 

 



 

31. als Anschluss- und Benutzungspflichtiger die 

Abfallbehälter und amtlich zugelassenen 

Restabfallsäcke nicht ordnungsgemäß zur Ab-

holung bereitstellt und die Abfallbehälter nach 

erfolgter Leerung nicht unverzüglich zurück-

stellt (§ 17 Abs. 3), 

 

33. die zugelassenen Abfallbehältnisse, gebündel-

tes Altpapier oder die Wertstoffsäcke nicht ge-

mäß § 17 Abs. 4 zur Abholung bereitstellt, 

 

 

 

 

(4) Die Bestimmungen des Strafgesetzbuches 

(StGB), des Gesetzes zur Förderung der Kreis-

laufwirtschaft und Sicherung der umweltver-

träglichen Beseitigung von Abfällen (Kreislauf-

wirtschafts- und Abfallgesetz – KrW-/AbfG), 

des Landesabfallwirtschaftsgesetzes (LAb-

fWG) und des Gesetzes über Ordnungswidrig-

keiten (OWiG) in ihrer jeweiligen Fassung blei-

ben unberührt. 

 

 

 

 
 

31. als Anschluss- und Benutzungspflichtiger die 

Abfallbehälter und grauen Zusatzrestabfallsä-

cke nicht ordnungsgemäß zur Abholung bereit-

stellt und die Abfallbehälter nach erfolgter Lee-

rung nicht unverzüglich zurückstellt (§ 17 Abs. 

3), 

 
33. die zugelassenen Abfallbehältnisse, gebündel-

tes Altpapier, Grünschnitt im Zuge der Grün-

schnittabfuhr oder die gelben Leichtverpa-

ckungssäcke (im Falle der Straßen in Anlage I, 

Stadtteil Nord) nicht gemäß § 17 Abs. 4 zur Ab-

holung bereitstellt, 

 
 

(4) Die Bestimmungen des Strafgesetzbuches 

(StGB), des Gesetzes zur Förderung der Kreis-

laufwirtschaft und Sicherung der umweltver-

träglichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreis-

laufwirtschaftsgesetz – KrWG), des Gesetzes 

über das Inverkehrbringen, die Rücknahme und 

die umweltverträgliche Entsorgung von Elektro- 

und Elektronikgeräten (Elektro- und Elektronik-

gerätegesetz – ElektroG), der Verordnung über 

die Bewirtschaftung von gewerblichen Sied-

lungsabfällen und von bestimmten Bau - und 

Abbruchabfällen (Gewerbeabfallverordnung - 

 

 

Anpassung an Satzungstext/Bezeichnung 

 

 

 

 

 

 

Anpassung an Satzungstext und wegen LVP- 

Säcken und deren Beibehaltung in bestimmten 

Stadtteilen 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anpassung wegen neuen Gesetzen 



GewAbfV), des Landeskreislaufwirtschaftsge-

setzes (LKrWG) und des Gesetzes über Ord-

nungswidrigkeiten (OWiG) in ihrer jeweiligen 

Fassung bleiben unberührt. 

 

 
Anlage I 

zur Satzung der Stadt Ludwigshafen am Rhein 
über die Vermeidung, Verwertung und Beseiti-
gung von Abfällen (Abfallwirtschaftssatzung – 

AWS-) 
 
 

Straßen im Stadtteil Süd, in denen die nach § 7 

Verpflichteten die Abfallgefäße der Größe 80 l, 120 l 

und 240 l am Abfuhrtag auf dem Gehweg bereitzu-

stellen haben: 

 

 
Anlage I 

zur Satzung der Stadt Ludwigshafen am Rhein 
über die Vermeidung, Verwertung und Beseiti-
gung von Abfällen (Abfallwirtschaftssatzung – 

AWS-) 
 
 

Straßen im Stadtteil Süd, in denen die nach § 7 Ver-

pflichteten die Abfallgefäße der Größe 80 l, 120 l, 240 

l und 360 l am Abfuhrtag auf dem Gehweg bereitzu-

stellen haben: 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ergänzung wegen gelber Tonne 

 


